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A. Problem 

Der sehr große Mangel an Pflege-, Betreuungs- und Erziehungs- 
personal in Krankenhäusern und Einrichtungen der Wohlfahrts- 
pflege und der Jugendhilfe kann unter anderem auch dadurch 
teilweise überwunden werden, daß die Teilzeitarbeit in diesen 
Berufen attraktiver gemacht wird. Diesem Ziel dient der vor- 
liegende Entwurf. 


B. Lösung 

Bestimmte Tätigkeiten sollen innerhalb eines nach oben 
begrenzten Verdienstrahmens auf Antrag von der Versiche- 
rungspflicht befreit werden. Ferner sollen vom Entgelt für 
soziale Hilfsdienste gegenüber dem sonstigen Recht bei der 
Berechnung der Versorgungsleistungen nach dem Beamtenrecht 
und nach Artikel 131 GG, der Kriegsopferversorgung und des 
Lastenausgleichs 100 DM des Entgelts bei der Einkommensan- 
rechnung unberücksichtigt bleiben. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Da ein zusätzliches Kräftereservoir ausgeschöpft werden soll, 
hat das Gesetz keine erheblichen finanziellen Auswirkungen auf 
die Einnahmen der Sozialversicherungsträger. 
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Antrag 

der Abgeordneten 

Horten, Frau Schroeder (Detmold), Frau Stommel, Maucher 
und der Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen; 


Entwurf eines Gesetzes zur Förderung sozialer Hilfsdienste 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- | 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Soziale Hilfsdienste im Sinne dieses Gesetzes 
sind pflegerische und erzieherische Tätigkeiten bei 
Einrichtungen und Anstalten der Wohlfahrtspflege 
oder der Gesundheits- oder Jugendhilfe, die von 
Personen über 18 Jahre verrichtet werden, deren 
Entgelt für diese Tätigkeit monatlich ein Fünftel 
und je Arbeitsstunde 0,25 vom Hundert der für 
Monatsbezüge in den Rentenversicherungen der 
Arbeiter und Angestellten jeweils geltenden Bei- 
tragsbemessungsgrenzen nicht übersteigt. 

§ 2 

Als Einrichtungen oder Anstalten, bei denen 
soziale Hilfsdienste im Sinne dieses Gesetzes ver- 
richtet werden können, sind zugelassen 

1. die Anstalten und Einrichtungen der Länder, der 
Gemeinden und Gemeindeverbände sowie, nach 
näherer Bestimmung der Länder sonstige Kör- 
perschaften des öffentlichen Rechts,- 

2. die Anstalten und Einrichtungen der Freien 
Wohlfahrtspflege im Sinne des § 8 Abs. 2 der 
Gemeinnützigkeitsverordnung vom 24. Dezember 
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1592); 

3. andere Krankenanstalten, welche die Voraus- 
setzungen des § 10 Abs. 2 und 3 der unter Num- 
mer 2 genannten Verordnung erfüllen. 


§ 3 

(1) Wer soziale Hilfsdienste im Sinne dieses 
Gesetzes leistet, wird auf Antrag von der Versiche- 
rungspflicht in der gesetzlichen Krankenversicherung 
befreit, wenn er bereits bei einem anderen Kran- 
kenversicherungsunternehmen versichert ist. 

(2) Der Antrag ist binnen eines Monats nach Be- 
ginn des Beschäftigungsverhältnisses bei der zu- 
ständigen Krankenkasse zu stellen. Die Befreiung 
wirkt vom Beginn des Beschäftigungsverhältnisses 
an; sie kann nicht widerrufen werden. 

§ 4 

Versicherte, die soziale Hilfsdienste im Sinne des 
Gesetzes verrichten, können die Mitgliedschaft bei 
der Kasse beantragen, bei der sie bis zur Aufnahme 
ihrer Beschäftigung versichert waren oder bei der 
bis zu diesem Zeitpunkt für sie ein Anspruch auf 
Familienkrankenpflege bestand. 

§ 5 

(1) Für die nach § 165 Abs. 1 Nr. 1 und 2 der 
Reichsversicherungsordnung Versicherten, die sozi- 
ale Hilfsdienste im Sinne dieses Gesetzes verrichten, 
trägt der Arbeitgber den Beitrag zur gesetzlichen 
Krankenversicherung allein. 

(2) Für einen Versicherten, der soziale Hilfs- 
dienste im Sinne dieses Gesetzes verrichtet und ge- 
mäß § 3 Abs. 1 auf Antrag von der Versicherungs- 
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pflicht in der gesetzlichen Krankenversicherung be- 
freit ist, hat der Arbeitgber den Beitragsanteil, den 
er entrichten müßte, wenn der Versicherte ver- 
sicherungspflichtig wäre, unmittelbar an den Ver- 
sicherten bei der Lohn- und Gehaltszahlung abzu- 
führen, 

§ 6 

Für Arbedtnehmer, die soziale Hilfsdienste im 
Sinne dieses Gesetzes verrichten und nach § 168 
Abs, 1 des Arbeitsförderungsgesetzes beitrags- 
pflichtig sind, trägt der Arbeitgeber die Beiträge zur 
Bundesanstalt für Arbeit allein. 


§ 7 

Versicherte, die soziale Hilfsdienste im Sinne die- 
ses Gesetzes verri(±iten, sind in dieser Beschäftigung 
in den gesetzlichen Rentenversicherungen auf An- 
trag versicherungsfrei. 

§ 8 

Die Reichsversicherungsordnung wird wie folgt 
geändert: 

In § 173 wird folgender Absatz 1 a eingefügt: 

„(1 a) Auf ihren Antrag werden von der Ver- 
sicherungspflicht auch Hinterbliebene der in Ab- 


satz 1 und der in § 169 Abs. 1 genannten Personen 
befreit, wenn sie und ihre unter achtzehn Jahre 
alten Kinder von den in Absatz 1 genannten Stel- 
len Hinterbliebenenversorgung erhalten."' 

§ 9 

Vom Entgelt für soziale Hilfsdienste im Sinne 
dieses Gesetzes bleibt bei der Feststellung der 
Voraussetzungen und der Berechnung von Leistun- 
gen der gesetzlichen Rentenversicherung, von Ver- 
sorgungsleistungen nach Beamtenrecht und Arti- 
kel 131 des Grundgesetzes, der Kriegsopferversor- 
gung, des Lastenausgleichs und ähnlicher Leistungen 
zusätzlich zu den jeweiligen gesetzlichen Freibeträ- 
gen ein Betrag von 100 Deutsche Mark unberück- 
sichtigt. 

§ 10 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 2 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 11 

Dieses Gesetz tritt am ... in Kraft. Die Vor- 
schriften des Gesetzes zur Förderung eines frei- 
willigen sozialen Jahres bleiben davon unberührt. 
Das Gesetz tritt mit Ausnahme des § 8 mit Abblauf 
des . . . außer Kraft. 


Bonn, den 9. März 1970 


Horten 

Frau Schroeder (Detmold) 
Frau Stommel 
Maucher 

Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
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Begründung 


Der erhebliche Mangel an Pflegekräften in Kran- 
kenhäusern, Alters- und Kinderheimen, sowie in 
sonstigen sozialen Einrichtungen führt zu einem sidi 
immer mehr verschärfenden Notstand. Nadi vor- 
sichtigen Schätzungen fehlen heute allein in der 
Krankenversorgung 30 000 Pflegepersonen. Die vor- 
gesehene zusätzliche Einrichtung von 3000 Plan- 
betten jährlich, die stärkere Einschaltung der Kran- 
kenhäuser in die vorbeugende Gesundheitspflege, 
die tendenziell ansteigende Verweildauer der 
Patienten im Krankenhaus und schließlich die zu- 
rückgehende Berufsdauer der Krankenschwestern 
(heute 6 bis 7 Jahre gegenüber 1955 noch 10 Jahre) 
machen deutlich, daß der Bedarf an Pflegepersonen 
in Zukunft noch viel stärker zunehmen wird als 
bisher (siehe auch Sozialenquete Ziffer 697 ff. über 
das Krankenhausproblem sowie Ziffer 360 bis 362 
über die Sicherung bei langfristigen Leiden und 
Gebrechen). 

Ein ähnlich ernstes Bild ergibt sich bei den Kinder- 
tagesstätten, die nach der Frauenenquete „um etwa 
ein Drittel ihres Bestandes vermehrt werden müßten, 
wenn allen pädagogischen und sozialen Anforde- 
rungen entsprochen werden sollte.” Die Frauen- 
enquete stellt fest, daß die Errichtung weiterer Kin- 
dertagesstätten keineswegs nur eine Finanzierungs- 
frage sei, „sondern mehr noch eine Frage der Ge- 
winnung und Heranbildung der erforderlichen Fach- 
kräfte.” 

Bei den Altenheimen gibt die Frauenenquete den 
heutigen Stand mit 250 000 Plätzen an; sie beziffert 
den echten Bedarf aber auf 419 000 Plätze, 

Es ist deshalb dringend notwendig, alle sich bieten- 
den Möglichkeiten auszuschöpfen, um neben den 
erforderlichen Fachkräften zusätzliche Kräfte zu ge- 
winnen, die durch Hilfsdienste das ausgebildete und 
geschulte Pflegepersonal entlasten können. Der vor- 
liegende Entwurf zielt darauf ab, eine große, in 
unserem Volke vorhandene Reserve zur Behebung 
dieser Notstände zu mobilisieren: 

Es gibt einen beträchtlichen Kreis älterer allein- 
stehender Frauen, Rentnerinnen, älterer verheira- 
teter Frauen ohne Kinder oder mit erwachsenen 
Kindern, jüngere verheiratete Frauen ohne Kinder 
oder mit einem Kind, verheiratete Frauen, die vor 
der Eheschließung in Pflegeberufen tätig waren, 
u. a., die bereit und in der Lage wären, hier in 
Teilzeitarbeit mitzuhelfen, wenn gewisse Voraus- 
setzungen ihnen diesen Entschluß erleichtern wür- 
den. Die Bemühungen der Anstalten, aus diesen Be- 
reichen pflegerische Hilfskräfte für ein Teilzeitar- 
beitsverhältnis zu gewinnen, stoßen auf eine Reihe 
von Schwierigkeiten, die die Frauen, die an sich 
zu Hilfsleistungen bereit wären, davon abhalten, 
Teilzeitarbeit aufzunehmen. 

Es sind dies vor allem 


1. die Pflicht zur Anmeldung in der gesetzlichen 
Kranken- und Rentenversicherung auch dann, 
wenn bereits ausreichender Versicherungsschutz 
besteht. Da nach den gültigen Bestimmungen 
jeder Teilzeitbeschäftigte bei der für seinen 
Arbeitsplatz zuständigen Krankenkasse ver- 
sichert sein muß, ist damit oft der Zwang zum 
Wechsel der Kasse und des gewohnten Arztes 
verbunden, was als besonders nachteilig emp- 
funden wird. 

2. Die Anrechnung des Entgelts für Teilzeitarbeit 
auf bestehende soziale Leistungen (z. B. Aus- 
gleichsrente nach dem Bundesversorgungsgesetz, 
Unterhaltshilfe aus dem LAG u. a.), die bei den 
verhältnismäßig geringen Entgelten aus einer 
Teilzeitbeschäftigung besonders zu Buche schlägt. 

Das Gesetz will diese Hindernisse beseitigen, indem 
es die Ausnahmeregelungen, die heute schon It. 
Reichsversicherungsordnung für andere Bereiche 
gelten (siehe z. B. §§ 168 und 173 a der RVO), auch 
auf soziale Hilfsleistungen in Teilzeitbeschäftigung, 
deren Voraussetzungen in den §§ 1 und 2 definiert 
sind, Anwendung finden läßt. 

Nachdem das Bundesfinänzministerium den Satz füt 
die Lohnsteuerpauschalierung von 60 DM auf 
72 DM wöchentlich heraufgesetzt hat, entfällt die 
Führung einer besonderen Lohnsteuerkarte für Ein- 
künfte aus Teilzeitbeschäftigung im Sinne dieses 
Gesetzes in einer Höhe, die den Teilzeitbeschäftig- 
ten ein ausreichendes Entgelt sichert. 

Im Zusammenhang damit erreicht der vorliegende 
Gesetzentwurf, daß alle heute bestehenden Behin- 
derungen wegfallen: 

a) Es wird keine Lohnsteuerkarte benötigt und tritt 
deshalb auch keine steuerliche Beeinträchtigung 
des sonstigen Einkommens oder des Einkom- 
mens des Ehemannes ein. 

b) Durch den Freibetrag von 100 DM wird praktisch 
jede ins Gewicht fallende Schmälerung bestehen- 
der Renten- und sonstiger Leistungsansprüche 
vermieden. 

c) Der Zwang zum Wechsel der Krankenkasse und 
der damit verbundene Wechsel des Arztes fällt 
weg. 

d) Der im Sinne dieses Gesetzes Teilzeitbeschäftigte 
wird freigehalten von der Stellung von Anträgen 
und allen damit verbundenen Belastungen durch 
Besuchs- und Schreibaufwand, was, wie die 
Praxis zeigt, von ganz wesentlicher Bedeutung 
ist. 

Das Gesetz soll damit einen verstärkten Anreiz zur 
Arbeitsaufnahme bieten vor allem für den Per- 
sonenkreis, der in keinem Arbeitsverhältnis steht. 

Die im Gesetz vorgesehene, auf drei Jahre be- 
schränkte Geltungsdauer hält die Möglichkeit offen, 
aus den gesammelten Erfahrungen schnell etwa die 
notwendige Konsequenz zu ziehen. 
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